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Tunesien ist kein sicherer Ort für Kinder auf der Flucht: Politische Autoritarisierung, 

unzureichende Schutzsysteme und europäische Externalisierungspolitik greifen dort 

ineinander – mit direkten, dokumentierten Folgen für Kinder auf der Flucht und ihre 

Familien. 

 

Zentrale politische Entwicklungen 

Laut UNHCR leben rund 50.000 Geflüchtete und Migrant*innen in dem Land, davon sind 

15.000–18.000 offiziell als Geflüchtete registriert. Viele von ihnen leben in prekären und 

rechtlich unsicheren Situationen. Schutzsysteme sind überlastet oder faktisch nicht 

funktionsfähig. 

Die Unsicherheit ist dabei strukturell bedingt: Gewalt, rassifizierte Polizeipraxis und 

Migrationskontrolle sind zentrale Instrumente staatlicher Politik. Seit 2019 wurden 

institutionelle Kontrollmechanismen geschwächt und Macht im Präsidialamt konzentriert. 

Ein zentraler Ausdruck dieser Entwicklung ist die politische Rhetorik: Tunesien ist formal eine 

parlamentarische Republik, steht jedoch seit 2019 zunehmend unter autoritärer Kontrolle.  

Am 21. Februar 2023 übernahm Präsident Kais Saied öffentlich einen rassistischen und 

verschwörungsideologischen Diskurs, in dem Menschen aus Subsahara-Afrika als „Horden“ 

und Teil eines „demografischen Komplotts“ bezeichnet wurden. 

Parallel dazu besteht eine grundlegende Asyl- und Rechtsschutzlücke: Tunesien verfügt über 

kein nationales Asylsystem. Zwar übernimmt das UNHCR in der Praxis die Durchführung von 

Registrierungs- und Anerkennungsverfahren, doch fehlt ein 

innerstaatlicher Rechtsrahmen, der diese Verfahren rechtlich 

absichert oder staatlich bindet. Trotz Ratifizierung der 

Genfer Flüchtlingskonvention leben dadurch zehn-

tausende Menschen – darunter auch Kinder im 

Kontext von Migration – in permanenter recht-

licher Unsichtbarkeit. 

Dies hat besonders für Kinder weitreichende 

Konsequenzen: Das Fehlen eines nationalen 

Asylsystems führt dazu, dass auch grund-

legende Schutz- und Aufenthaltsrechte nicht 

verbindlich gewährleistet sind. Selbst regis-

trierte Personen sind nicht geschützt: Doku-

mentierte Fälle zeigen, dass UNHCR-Ausweise 

beschlagnahmt oder zerstört werden. 



 

4 

 

Zentrale kinderspezifische Schutzlücken im Kontext von Flucht 

1. Unsicherer rechtlicher Status und fehlendes Asylsystem 

Tunesien verfügt über kein nationales Asylsystem. Registrierung und Verfahren erfolgen 

faktisch über UNHCR. Dadurch bleiben viele Kinder im Kontext von Migration ohne gesicherten 

Rechtsstatus und sind jederzeit von Abschiebung, Gewalt oder Vertreibung bedroht. 

 Anfang 2025 waren rund 12.600 Asylsuchende registriert. 

 Insgesamt leben schätzungsweise 15.000–18.000 registrierte Geflüchtete,   

bei bis zu 50.000 Menschen mit Fluchthintergrund insgesamt. 

 Viele Kinder bleiben vollständig außerhalb formaler Schutzsysteme. 

Diese rechtliche Unsichtbarkeit bildet die Grundlage für weitere Schutzlücken. Sie erhöht 

zugleich den Druck zu sogenannten „freiwilligen Rückkehrprogrammen“, wenn Familien keine 

realistische Bleibeperspektive mehr haben. 

2. Eingeschränkter Zugang zu Bildung und Gesundheit 

Der Zugang zu Bildung und Gesundheitsversorgung ist stark eingeschränkt, beide Bereiche 

erfordern aufenthaltsrechtliche Dokumente, die viele Betroffene nicht haben. Somit besucht 

nur ein sehr geringer Anteil der Kinder im Kontext von Migration tatsächlich eine Schule. Auch 

der Zugang zur Gesundheitsversorgung ist stark limitiert und häufig nur über humanitäre Hilfe 

möglich. Dies erhöht den Druck, Rückkehrprogramme in Heimatstaaten als letzten Ausweg 

anzunehmen. 

3. Die „freiwillige“ Rückkehr als Zwangsmechanismus 

Eltern und ihre Kinder im Kontext von Flucht werden im Rahmen sogenannter „Assisted 

Voluntary Return and Reintegration“-Programme (AVRR) adressiert, wobei Rückkehr-

entscheidungen häufig unter Bedingungen strukturellen Zwangs und existenzieller Notlagen 

getroffen werden. In den Jahren 2025–2026 zeigt sich ein deutlicher Anstieg dieser IOM 

(Internationale Organisation für Migration)-Programme, die 2025 mit 8.853 Rückführungen 

einen Höchststand erreichten – 28 Prozent mehr als im Vorjahr. 

Diese Rückkehrprozesse werden zwar als „freiwillig“ bezeichnet, finden jedoch häufig unter 

Bedingungen strukturellen Zwangs statt. Dazu gehören die systematische Räumung und 

teilweise Zerstörung informeller Siedlungen in Regionen wie El-Amra und Jebeniana, wodurch 

zeitweise bis zu 20.000 Menschen ohne Unterkunft oder Versorgung zurückblieben. 

Dies führt insbesondere für Kinder zu erhöhten Schutzrisiken, da Rückkehrprozesse häufig mit 

familiärer Unsicherheit, Trennungen oder fehlenden Schutzalternativen verbunden sind. Laut 

IOM nimmt die Zahl „akuter Vulnerabilitäten“ unter Rückkehrenden deutlich zu, darunter 
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unbegleitete Minderjährige sowie Betroffene von Menschenhandel. Rückkehr wird damit 

weniger als freie Entscheidung, sondern zunehmend als Ergebnis von Verdrängung und 

existenzieller Notlage sichtbar. 

4. Armut und erhöhte Risiken von Ausbeutung 

Familien ohne Arbeitsmarktzugang leben häufig in extremer Armut. Diese wirtschaftliche 

Unsicherheit erhöht das Risiko von Kinderarbeit und ausbeuterischen Abhängigkeits-

verhältnissen erheblich. Auch sogenannte freiwillige Rückkehr erfolgt häufig unter diesen 

Bedingungen existenzieller Not und fehlender Alternativen. 

5. Unzureichende Schutzstrukturen für unbegleitete Minderjährige 

Für unbegleitete Kinder im Kontext von Flucht existieren nur sehr begrenzte Schutz- und 

Betreuungsstrukturen. Sie sind besonders von Gewalt, Menschenhandel und erneuten 

Ausbeutungsrisiken betroffen, auch nachdem sie bereits als schutzbedürftig identifiziert 

wurden. Schutz- und Aufnahmesysteme greifen häufig nicht zuverlässig oder nur temporär, 

sodass keine durchgängige Betreuung und Absicherung gewährleistet ist.   
 

Der Fall eines neunjährigen Kindes aus Kamerun:   

Versagen entlang der gesamten Schutzkette 

Der von der Terre des Hommes-Partnerorganisation „Forum Tunisien pour les Droits 

Économiques et Sociaux“ (FTDES) dokumentierte Fall einer Familie aus Kamerun verdeutlicht 

exemplarisch das Zusammenspiel mehrerer struktureller Schutzlücken entlang einer 

Fluchtroute – von staatlicher Migrationskontrolle über Gewaltpraktiken bis hin zum Fehlen von 

Versorgung und Schutzmechanismen. 

Ende 2023 wurde die Familie – die schwangere Mutter, der Vater und ihr neunjähriges Kind – 

auf See abgefangen, als sie versuchte, die tunesische Küste in Richtung Europa zu erreichen. 

Nach der Anlandung wurden sie durch Sicherheitskräfte festgenommen. In einer Einrichtung 

der Nationalgarde kam es zu schwerer körperlicher Gewalt; die Familie wurde mit Eisenstangen 

und Holzstöcken misshandelt. Gleichzeitig wurden Mobiltelefone zerstört und UNHCR-

Dokumente beschlagnahmt, wodurch bestehende Schutzbezüge faktisch aufgehoben wurden. 

Im Anschluss wurde die Familie nicht in ein Aufnahmesystem überführt, sondern in eine 

abgelegene Grenzregion verbracht. Dort erhielten sie keinerlei Versorgung. Diese Praxis des 

Aussetzens in grenznahen, schwer zugänglichen Regionen ist Teil einer Abschreckungs-

strategie, die Migration durch gezielte Verweigerung von Schutz, Versorgung und Überlebens-

hilfe unterbindet. 
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In der Folge musste insbesondere das neunjährige Kind gemeinsam mit seinen Eltern mehrere 

Tage zu Fuß durch bergige und schwer zugängliche Gebiete zurücklegen – ohne Nahrung, 

Schlaf oder medizinische Unterstützung. Die Situation war dabei insbesondere aufgrund der 

Verletzungen des Kindes und der fehlenden Gesundheitsversorgung kritisch und 

lebensbedrohlich. 

Erst nach mehreren Tagen konnten lokale zivilgesellschaftliche Strukturen von FTDES 

gemeinsam mit informellen Such- und Rettungsnetzwerken die Familie finden. Diese lokalen 

Akteure übernahmen Erstversorgung, medizinische Stabilisierung und organisierten eine 

vorübergehende Unterbringung in Tunis. 

Der Fall macht deutlich, wie sich strukturelle Faktoren überlagern: fehlender rechtlicher Schutz, 

Gewalt im Rahmen staatlicher Migrationskontrolle, Zerstörung von Dokumenten, gezielte 

Verbringung in isolierte Regionen sowie das vollständige Fehlen staatlicher Versorgungs-

systeme. Schutz entsteht hier nicht durch staatliche Strukturen, sondern ausschließlich durch 

zivilgesellschaftliche Intervention im Nachhinein. 

 

Eingeschränkter zivilgesellschaftlicher Handlungsspielraum &  

Kriminalisierung von Solidarität 

Der zivilgesellschaftliche Raum in Tunesien ist laut CIVICUS stark eingeschränkt, was den Schutz 

von Kindern und Familien im Kontext von Migration erheblich beeinträchtigt. Organisationen, 

die Geflüchtete unterstützen, stehen zunehmend unter Druck: Sie werden kriminalisiert, in ihrer 

Arbeit eingeschränkt oder gezielt handlungsunfähig gemacht. 

Diese Entwicklung zeigt sich in einer systematischen Ausweitung strafrechtlicher Verfolgung. 

Seit Mai 2024 richtet sich staatliches Vorgehen gegen NGOs und Solidaritätsnetzwerke, die 

humanitäre Unterstützung leisten. Mitarbeitende von NGOs wurden wegen angeblicher 

„Finanzdelikte“ angeklagt, nachdem sie internationale Mittel erhalten hatten. Auch 

niedrigschwellige Hilfe wie Nahrung oder Unterkunft kann strafrechtlich als Beihilfe zur 

irregulären Migration gewertet werden. Selbst Organisationen mit rein humanitärem Mandat 

sind oder waren von Repressionen betroffen. 

Diese Dynamik führt zu einer strategischen Verengung von Schutzräumen: Solidarität und 

humanitäre Hilfe werden kriminalisiert, wodurch insbesondere schwangere Frauen und Kinder 

von Unterstützung abgeschnitten und in ungeschützte Räume gedrängt werden. Zivil-

gesellschaftliche Akteure wie FTDES sind ein zentraler Bestandteil der bestehenden Schutz-

landschaft, da sie dort Schutzstrukturen aufrechterhalten, wo staatliche Systeme nicht greifen. 
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In einer Antwort der Bundesregierung auf eine parlamentarische Anfrage (2025) wird der 

Handlungsspielraum formal als gegeben beschrieben, ohne aktuelle Verschärfungen vertieft zu 

bewerten. Diese Darstellung steht in deutlicher Spannung zur dokumentierten Realität vor Ort. 

Politische Einordnung und Rolle der EU 

Die EU unterstützt Tunesien im Rahmen ihrer Externalisierungspolitik: Das EU-Tunesien-

Abkommen von 2023 stellt rund 260 Millionen Euro für Migrationsmanagement und 

Grenzkontrolle bereit. Diese Mittel fließen in Abfangoperationen, Rückführungen und 

Überwachungssysteme und verstärken damit den Druck auf Kinder und ihre Familien im 

Kontext von Migration. 

Das Memorandum of Understanding von 2023 bildet den zentralen politischen Rahmen dieser 

Kooperation. Es verlagert europäische Migrationskontrolle in einen Kontext institutioneller 

Schwäche und fehlender Schutzgarantien und führt faktisch zu einer Externalisierung von 

Verantwortung ohne wirksamen Kinderschutz. 

Zusätzlich gewinnt auf deutscher Ebene die Debatte über sogenannte „Return Hubs“ in 

Drittstaaten an Bedeutung. Eine Antwort der Bundesregierung auf eine parlamentarische 

Anfrage (BT-Drucksache 21/5366) thematisiert Kooperationen mit Drittstaaten im 

Zusammenhang mit Rückführungszentren sowie dem Konzept „sicherer Drittstaaten“. Dabei 

beschreibt die Bundesregierung entsprechende Modelle als mögliche migrationspolitische 

Handlungsoption im europäischen Kontext, insbesondere zur Unterstützung von Rückkehr- und 

Asylverfahren außerhalb der EU. Zugleich betont sie, dass es sich hierbei um Gegenstände 

laufender europäischer und internationaler Diskussionen handelt und keine unmittelbare 

nationale Umsetzung erfolgt. Vor dem Hintergrund der dokumentierten Schutzlücken in 

Tunesien würden entsprechende Modelle erhebliche Risiken für Kinder und Familien im 

Kontext von Flucht bergen – insbesondere bei fehlendem Zugang zu Asylverfahren, ohne 

Chance auf fairen rechtlichen Schutz, auf Bildung und angemessene Gesundheitsversorgung. 
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Empfehlungen 

 Keine Kriminalisierung zivilgesellschaftlicher Strukturen –   

politische Konditionalität stärken  

In EU- und bilateralen Beziehungen Druck auf Tunesien ausüben, Repression gegen 

NGOs und Solidaritätsnetzwerke zu beenden; bei Verstößen Konsequenzen in der 

Zusammenarbeit prüfen.  

 Finanzierung von Grenz- und Kontrollmaßnahmen überprüfen und begrenzen  

EU-/deutsche Mittel aussetzen, wenn sie Abfangaktionen, Rückführungen oder 

Verbringungen in Grenzregionen ermöglichen oder unterstützen.   

 Keine Einstufung Tunesiens als „sicherer Drittstaat“  

Aufgrund dokumentierter Schutzlücken keine entsprechende politische oder 

rechtliche Bewertung vornehmen.  

 Zugang zu grundlegenden sozialen Rechten sicherstellen  

In Verhandlungen und Kooperationen mit Drittstaaten darauf hinwirken, dass der 

Zugang zu Gesundheitsversorgung – insbesondere für Schwangere – sowie zu 

Bildung für Kinder im Kontext von Migration unabhängig vom Aufenthaltsstatus 

gewährleistet ist und nicht mit dem Risiko von Sanktionen oder Abschiebung 

verbunden wird.  
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